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Jn halt: 
Die Enteignung von öffentlichem Gute. Von Edmund Zekely. 


Mittheilungen aus der Praxis. 

Ein Bevollmächtigter iſt zur Recursführung legitimirt, ſobald die Thatſache 
der erfolgten Bevollmächtigung nachgewieſen iſt. — Der Mangel einer 
ordnungsmäßigen Vollmacht genügt nicht zur Abweiſung des Recurſes wegen 
mangelnder Legitimation, ſondern ift durch die Anweiſung zur Beibringung 
der Vollmacht zu beheben. 5 

Das Fefinehmen von Gefällsubertretern liegt im Dienſtbereiche der k. k. Finanz: 
wache und kommt es dabei nicht darauf an, ob der Gefällsübertreter 
(Schmuggler) den Finanzorganen bekannt iſt oder nicht. Auf Vereitlung 
dieſer Maßregel abzielender gewaltſamer Widerſtand iſt nach 881 St. G. 
zu beſtrafen. 

Das im §7 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, N. G. Bl. Nr. 35, erwähnte 
„In Verkehr bringen“ begreift jedes Verhalten, durch welches ein Zufammen⸗ 
treffen mit erkrankten oder krankheitsverdächtigen und geſunden Hausthieren 
herbeigeführt werden kann. 


Notiz. 
Perſonalien. — Erledigungen. 


Die Enteignung von üffentlichem Gute. 
Von Edmund Zetely. 


Die Frage, ob das Staatsvermögen (patrimonium fisei) der Ent⸗ 
eignung unterliegen könne, wird von den meiſten Schriftſtellern, welche 
ſich mit dem Inſtitute der Enteignung befaßten, bejahend beantwortet. 
Dagegen ſind die Anſichten darüber, ob eine Enteignung von öffentlichem 
Gute (res publicae, quae in communi usu sunt) principiell möglich 
iſt, ſehr divergirend.) Die Mehrzahl insbeſondere der neueren Schrift⸗ 
ſteller will in dieſer Beziehung einen Unterſchied nicht gelten laſſen und 
behauptet, daß das öffentliche Gut, ebenſo wie jede andere Sache Object 
des Enteignungsrechtes ſein könne. Dieſe Anſicht dürfte jedoch nur mit 


) Die Anſicht, daß Staatsgut überhaupt, ſowohl öffentliches Gut als 
auch Staatsvermögen nicht enteignet werden könne, vertreten: Treichler, Zeitſchriſt 
für deutſches Recht und deutſche Rechtswifſenſchaft von Roesler, Rayſchen und 
Wilde, Bd. XII, S. 141 und Roesler, Lehrbuch des deutſchen Verwaltungsrechtes, 
(erlangen 1872, 8 196, 5d. Dagegen iſt nach Häberlin, Archiv für civiliſtiſche 
Praxis von Franke, Linde, Mittermais und Vangerov, Bd. 39, S. 175; Rohland, 
Theorie und Praxis des deutſchen Enteignungsrechtes, Leipzig 1875, S. 18; Meyer, 
Das Recht der Expropriation, Leipzig 1868, S. 252; Randa, Das Eigenthums⸗ 
recht, Leipzig 1884, 8 7, Note 10 (weil das enteignete Object nicht nothwendig 
einem öffentlichen oder Gemeingebrauch gewidmet ſein muß); Prazak, Das Recht 
der Enteignung in Oeſterreich, Prag 1877, S. 75 und 76 (weil auch die ſoge⸗ 
nannten res publicae wahres Eigenthum des Staates, beziehungsweife der Gemeinde 
md), Sieber, Das Recht der Expropriation, Zürich 1889, S. 143 ff. (jedoch nur 
in dem Falle einer Colliſion zwiſchen der Verwaltungsbehörde und der Privat⸗ 
unternehmung, wenn der Staat ſein Eigenthum der Unternehmung nicht unent⸗ 
geltlich zur Verfügung ſtellt) eine Expropriation von öffentlichem Staatsgute ebenfo 
wie von Sachen des Staatsvermögens möglich. Grünhut, Das Enteignungsrecht, 


1 


Wien 1873, S. 75 ff., hält, von dem Grundſatze ausgehend, daß das enteignete 


Sblect ſtets in das öffentliche Gut übergeht, nur die Enteignung von Sachen des 
Staatsvermögens, aber nicht auch von öffentlichem Staatsgute für möglich. 


der Beſchränkung haltbar ſein, daß nur jenes öffentliche Gut, welches 
nicht dem Staate eigenthümlich gehört, der Enteignung unterworfen 
werden dagegen aber öffentliches Staatsgut kein Object der Enteignung 
bilden kann. 

Um im Nachſtehenden den Verſuch einer Begründung dieſer Anz 
ſicht zu geben, müſſen zunächſt die beiden hier in Betracht kommenden 
Momente, nämlich die Begriffe öffentliches Gut und Enteignung, er⸗ 
örtert werden. 

In den SS 286 bis 288 a. b. G. B. werden als öffentliches Gut 
jene dem Staate oder einer Gemeinde gehörigen Sachen bezeichnet, welche 
allen Mitgliedern des Staates, beziehungsweiſe der Gemeinde zum Ge⸗ 
brauche geſtattet ſind. Dieſe Definition iſt etwas zu enge, da einerſeits 
das öffentliche Gut nicht nur dem Staate oder einer Gemeinde, ſondern 
auch anderen öffentlich⸗rechtlichen Corporationen?) gehören kann, und 
andererſeits der Gebrauch desſelben nicht immer allen Staats-, beziehungs⸗ 


weiſe Gemeindemitgliedern, ſondern auch nur beſtimmten Claſſen der- 


ſelben (3. B. Gemeindebürgern im engeren Sinnes) und nur unter ge- 


wiſſen Bedingungen beſondere Bewilligung, Zahlung einer Gebühr 


u. dergl.) geſtattet fein kann.“) 

Auch die bloße Zweckbeſtimmung einer Sache zum allgemeinen Ge⸗ 
brauche genügt nicht, um derſelben den Charakter eines öffentlichen Gutes 
zu verleihen. Wenn beiſpielsweiſe einzelne oder juriſtiſche Privatperſonen 
Wohlthätigkeits⸗, Verſchönerungs⸗, Schulvereine u. dergl.) eine ihnen 
eigenthümlich gehörige Sache freiwillig zum allgemeinen Gebrauch über⸗ 
laſſen, ſo wird dieſe Sache damit noch kein öffentliches Gut, ſondern ſie 
bleibt Privatgut und unterſteht der vollkommen freien Dispoſition des 
Eigenthümers. Nur wenn eine öffentlich-rechtliche Corporation, welche 
kraft öffentlichen Rechtes zur Wahrung der allgemeinen Intereſſen ihrer 
Angehörigen verpflichtet iſt, in Erfüllung dieſer ihrer Pflicht eine Sache 
dem Gemeingebrauche widmet, wird dieſe Sache öffentliches Gut. Die- 
ſelbe bleibt zwar im Eigenthume der betreffenden Corporation, dieſes 
Eigenthum iſt aber, ſolange die Widmung für den Gemeingebrauch zu 


) Vergl. Randa, a. a. O. 8 3, S. 39—41; desfelben Beſitz, Leipzig 1879, 
810; Stubenrauch, Commentar zum a. b. G. B., Wien 1887, S. 375 ff.; ferner 
Erk. des V. G. H. vom 12. Juni 1885, Z. 1619, B. 2607. 

) Nach dem Erk. des V. G. H. vom 7. Jänner 1887, Z. 87, Bd. 3333, 
wurde durch die Beſtimmung des § 70 Gem. Ord. (Böhmen, § 63 Bukowina, 
Görz, Iſtrien, Kärnten, Mähren, Schleſien, Tirol, Vorarlberg, 8 61 Oberöſter⸗ 
reich, § 64 alu, Krain, Niederöſterreich, S 72 Dalmatien, 8 68 Galizien, 
8 60 Steiermark) ein von dem Gemeindegute des § 288 a. b. G. B. verſchiedenes 
Gemeindegut geſchaffen. Eine thatſächliche rechtliche Verſchiedenheit desſelben dürfte 
aber nicht nothwendig anzunehmen ſein. 

) Grünhut, a. a. O. S. 76, führt als öffentliches Gut an: Land: und 
Heerſtraßen mit den dazu gehörigen Brücken, Feſtungswerke, Gebäude für öffent⸗ 
liche Anſtalten und Behörden, Anſtalten zum öfſentlichen Nutzen oder zur Be⸗ 
quemlichkeit, Promenaden, Brunnen, Bibliotheken, Kunſthallen, Kirchen, Eiſen⸗ 
bahnen u. ſ. w. Dagegen nimmt Randa, Eigenthum, S. 42 und 43, Beſitz, § 10, 
Eiſenbahnſtrecken vom öffentlichen Gute aus und bezeichnet öffentliche Bibliotheken, 
Gemäldegallerien, Gemeindefriedhöfe, öffentliche Schulgebäude, Kindergärten, Ge: 
meindebäder, öffentliche Krankenhäuſer u. dergl., ſowie Kirchen und confeſſionelle 
Friedhöfe als an der äußerſten Grenze des öffentlichen Gutes ſtehend und will 
nur die öffentlichen Gewäſſer und Straßen (Wege) als eigentliches öffentliches Gut 
angeſehen haben. 


Recht beſteht, ein derart beſchränktes, daß dem Eigenthümer das Recht 


der freien Verfügung über die Sache ſelbſt nur ſoweit zuſteht, als da— 
durch der allgemeine Gebrauch derſelben nicht behindert oder beeinträchtigt 
wird. Beiſpielsweiſe dürfte eine Gemeinde einen für den öffentlichen 
Verkehr nothwendigen Gemeindeweg nicht ohneweiters auflaſſen und 


den Grund zu anderen, für die Gemeindecaſſe vielleicht gewinnreicheren bar f 
miniſterium dependirenden — Organe ertheilt. Es iſt dies auch in der 


Zwecken verwenden. Eine ſolche Verfügung einer Gemeinde konnte von 
der — autonomen und auch von der ſtaatlichen — Verwaltungsbehö' de 
unterſagt werden.“) 

Zu den öffentlich-rechtlichen Corporationen, welche Eigenthümer 
öffentlichen Gutes ſein können, gehören in erſter Linie der Staat, das 
Land, der Bezirk, die Gemeinde, dann auch anerkannte religiöſe Ge— 
meinſchaften. Ferner dürften hiezu auch die gewerblichen und ſonſtigen 


Zwangsgenoſſenſchaften, Gremien, Innungen ) u. dergl. zu zählen fein, | 


ſoweit dieſelben öffentlich-rechtlichen Charakter haben. Die Anſicht, daß 


öffentliches Gut auch im Eigenthum von Privaten ſtehen lann “), dürfte 


1 


nicht ſtichhältig ſein. Allerdings kann in gleicher Weiſe, wie der Beſtand 
von Privatrechten an öffentlichen Gute nicht ausgeſchloſſen iſt, auch an 


einem Privatgute ein öffentliches Recht beſtehen. Dies iſt hei den häufig 


im Privateigenthume ſtehenden öffentlichen Wegen, Durchhäuſern, Brücken, 
Gärten u. dergl. der Fall. In einem ſolchen Falle iſt aber nicht das Objeet 
ſelbſt, der Grund, über welchen der Weg führt, das Haus, die Brücke, 
der Garten, ſondern nur das auf demſelben haftende Benützungsrecht 
öffentliches Gut. Dies folgt ſchon daraus, daß das öffentliche Gut dem 


regelmäßigen ſachen- und obligationsrechtlichen Verkehre entzogens) und 
von der Eintragung in die öffentlichen Bücher ausgeſchloſſen iſt“, während 
nicht gezweifelt werden kann, daß der Eigenthümer eines mit einem 


öffentlichen Benützungsrechte belaſteten Privatgutes dasſelbe, ſoweit da— 
durch das öffentliche Benützungsrecht nicht beeinträchtigt wird, nicht nur 
in jeder Weiſe benützen, ſondern auch verpfänden, verkaufen u. ſ. w. 
kann, und daß es der Eintragung in die öffentlichen Bücher unterliegt 
Der Umſtand, daß ein ſolches Recht keine körperliche Sache iſt, kann 


nicht von Belang fein, da keine zwingenden Gründe für eine Beſchränkung 


des Begriffes öffentliches Gut auf körperliche Sachen ſprechen, ſondern 
vielmehr auch unkörperliche Sachen Rechte, § 292 g. b. G. B.) öffent 
liches Gut ſein können. Das Subject eines ſolchen öffentlichen Benützungs— 
rechtes iſt jene Corporation, welcher die Wahrung des im concreten Falle 
in Betracht kommenden allgemeinen Intereſſes obliegt, bei öffentlichen, 
über Privatgrundſtücke führenden Wegen alſo in der Regel die Gemeinde. 

Die große, nicht nur formal-, ſoudern auch materiell-rechtliche Ver— 
änderung, welche eine Sache durch ihre Widmung zum öffentliche Gute 
erleidet, geht ſchließlich auch daraus hervor, daß über die öffentlich-recht- 
liche Eigenſchaft derſelben uicht die Gerichte, ſondern die Verwaltungs— 
behörden abzuſprechen haben. 10) 

Als öffentliches Gut wären demnach jene Sachen zu bezeichnen, 
welche einer kraft öffentlichen Rechtes zur Wahrung der allgemeinen 
Intereſſen ihrer Angehörigen verpflichteten geſellſchaftlichen Organiſation 
gehören und von derſelben in Erfüllung dieſer ihrer Pflicht zum Ge— 
meingebrauche gewidmet werden. 

Was das für den Zweck dieſes Aufſatzes beſonders in's Auge zu 
faſſende öffentliche Staatsgut anbelaugt, ſei noch hervorgehoben. 

Die in der Widmung des öffentlichen Staatsgutes zum Gemein— 
gebrauche begründete rechtliche Verſchiedenheit desſelben vom Staatsver— 
mögen wird auch äußerlich dadurch gekennzeichnet, daß die Verfügung 
über erſteres, ſolange es dem allgemeinen Gebrauche zu dienen beſtiummt 
iſt, alſo ſolange es die Eigenſchaft eines öffentlichen Gutes behält, nicht 
den mit der Verwaltung des Staatsvermögens betrauten Orgauen zu 
ſteht, ſondern lediglich der Verfügung der Verwaltungsbehörden, alſo den 


) Vergl. Erk. des V. G. H. vom 10. November 1892, 3. 3358, B. 6872 
und Entſch. des oberſten Gerichtshofes vom 8. Februar 1876, 3.1118, Gl. U. W. 
Me Dreh 

5) Stubenrauch, a. a. O. S. 377, 378. 

) Randa, a. a. O. S. 38. 

8) Randa, a. a. O. 8 3, S. 33. 


6) Landes⸗Grundbuchgeſetze, S 2. Eine Ausnahme macht das Landesgeſetz 


für Trieſt vom 17 März 1897, L. G. Bl. Nr. 9. zu 

20) Entſch. des Miniſteriums des Innern vom 21. November 1867, Ztſchr. 
. V 1868, Nr. 43; Erk. des V. G. H. vom 10. Jänner 1877, 3.517, B. 20; 
13. Juli 1882, 3.1389, B. 1481; 15. December 1882, 3.2466, B. 1593; 14. Juni 
1882, Z. 1024, B. 1444; 3. October 1883, 3. 2272, B. 1854; 20. October 
1887, 3. 2775, B. 3715; 10. Juni 1887, 3.1652, B. 3577; 1. Juli 1878, 
Z. 962, B. 86, Nr. 46, und die Landesſtraßengeſetze, dagegen Prazak: Waſſer⸗ 
rechtliche Competenzfragen, Prag 1892, 8 4. 


Organen des Staates als Juſtitution des öffentlichen Rechtes unterſteht. 
So wird beiſpielsweiſe die Bewilligung zur Benützung öffentlicher Ge— 
wäſſer, zur außergewöhnlichen Benützung von Staatsſtraßen Legung von, 
Kabeln, Anbringung von Canälen, Durchläſſen u. dergl.) von den admini— 
ſtrativen Behörden ohne irgend welche Ingerenz der mit Verwaltung und 
Nutzbarmachung des Staatsvermögens betrauten — meiſt vom Finanz 


Natur der Sache gelegen. Das öffentliche Gut hat in erſter Linie den 
allgemeinen Interefſen, deren Wahrung den Verwaltungsbehörden obliegt, 
zu dienen; fiscaliſche Rückſichten müſſen dabei ganz in den Hintergrund 
treten. Es würde dem allgemeinen Staatszwecke widerſprechen, wenn einer 
das allgemeine Wohl fördernden Unternehmung das fiscaliſche Intereſſe 
des Staates hindernd in den Weg treten würde. ur) 

Anlangend die Enteignung find, ungeachtet verſchiedener Auffaſſung 
im einzeluen, alle Schriftſteller im weſentlichen darüber einig, daß die 
ſelbe eine vom Staate zu verfügende, eine Ausnahme von dem allge— 
meinen Grundſatze der Unverletzlichkeit des Privateigenthums darſtellende 
Maßregel iſt, durch welche Privatrechte gegen Leiſtung voller Entſchädigung 
dann entzogen oder beſchränkt werden können, wenn die Erreichung des 
allgemeinen Staatszweckes oder die Wahrung öffenklicher Intereſſen bei 
ungeſchmälertem Forlbeſtande dieſer Rechte nicht möglich iſt. 12) Je nach 


dem verſchiedenen Standpunkte, welchen die einzelnen Schriftſteller be 
treffend das Weſen und die Rechtfertigung der Inſtitution der Enteignung 


einnehmen, conſtituiren dieſelben einen größeren oder geringeren, materiellen 
oder nur formellen Unterſchied zwiſchen dem Enteignungsrechte und dem 
ſogenannten Staatsnothrechte (ius extremae necessitatis). “ 

Eine tiefer greifende Verſchiedenheit der Anfichten beſteht hinſicht— 
lich der Frage nach dem Subjecte des Enteignungsrechtes. 7°) Jene An— 
ſicht, welche in jedem Falle den Staat und zwar als Inſtitution des 
öffentlichen Rechtes, nicht als Fiscus, und nicht die Unternehmung, zu 
deren Gunſten die Enteignung verfügt wird, als Subject des Enteignungs 
rechtes anſieht, dürfte wohl den Vorzug verdienen. Die gegentheilige An— 
ſicht wird meiſt mit dem Hinweiſe darauf begründet, daß das enteignete 
Object in vielen Fällen in das Eigenthum der Unternehmung und 
nicht in jenes des Staates übergeht, und daß nach dem Worllaute 


einiger Geſetze n) der betreffenden Unternehmung das Recht der Ent- 


eignung beim Vorhandenſein beſtimmter Bedingungen — insbeſondere 
Gemeinnützigkeit des Unternehmens — eingeräumt iſt. Beide Mo— 


mente erſcheinen jedoch nicht ausſchlaggebend. Die Entziehung oder 
Beſchränkung des Privateigenthums iſt eine in die individuelle Rechts— 
ſphäre des einzelnen fo tief einſchneidende, nur mit dem Hogeitsrechte 
des Staates zu begründende Maßregel, daß weder durch das Geſetz noch 
durch die Verfügung der Verwaltungsbehörde im concreten Falle eine 
Uebertragung dieſes Rechtes an Privalperſonen ſtattfinden könnte oder 
ſtattgefunden hätte. In ven einzelnen, die Möglichkeit einer Enteignung 
conſtituirenden Gefetzen werden nur jene Fälle und Bedingungen be 
zeichnet, in und unter welchen Privatperſonen den Anſpruch erheben 
können, daß der Staat zur Förderung der von ihnen beabſichtigten ge— 


) Rückſichtlich des Gemeindegutes und des Gemeindevermögens kommt 


eine ahnliche Trennung in Betreff der Dispoſitionsbeſugniß ſeltener vor, da 
über beide die Gemeindevertretung zu verfügen hat, natürlich ſtets mit Berück⸗ 


ſichtigung des Gemeingebrauches am Gemeindegute. Ein ſolcher Fall liegt aber 
beiſpielsweiſe bezüglich der der Gemeinde gehörigen, von ihr zu Kirchenzwecken ge— 
widmeten Objecte (Glocken u. dergl.) vor. Solange dieſe Objecte dem erwähnten 
Zwecke zu dienen haben, ſteht der Gemeinde eine Verfügung über dieſelben un 
geachtet ihres Eigenthumsrechtes nicht zu. Erk. des V. G. H. vom 19. März 1891, 
3. 1067, B. 5839, und vom 13. November 1891, 3.3586, B. 6244. 

) Prazak, a. g. O. S. 18, beſchränkt die eigentliche Enteignung auf zur 
Beförderung der wirthſchaftlichen Wohlfahrt gerichtete Zwecke. 

) Prazak, a. a. O. S. 11, 34 ff. und in Miſchler's und Ulbrich's Oeſterr⸗ 
Staatswörterbuch, Bd. I, S. 400 ff.; Randa, a a. O. S. 132 und 133. Dagegen 
Sieber, a. a. O. S. 0. 

1) Grünhut, a. a. O. S. 77; Prazak, a. a. O. S. 62, 63, 66 ff. und im 
Oeſterr. Staatswörterbuch, Bd. J, S. 400 ff. (der Privatunternehmer hat nicht 
das Recht auf Entziehung des Privateigenthums ſchlechthin, ſondern nur das Be: 
fugniß der diesbezüglichen Antragſtellung bei der Verwaltungsbehörde); Stuben: 
rauch, a. a. O. S. 452, erkennen nur den Staat als Subject des Enteignung: 
rechtes an; dagegen ſchon Rohland, a. a. O. S. 18 (der Privatunternehmer wird 
vom Staate zur Ausübung des Enteignungsrechtes ermächtigt); Sieber, a. a. O. 
S. 121 ff. (der Staat überträgt das Enteignungsrecht an den Privatunternehmer), 
und Randa, a. a. O. S. 147, Note 47 (der Staat überträgt den Expropriations⸗ 
anſpruch nicht auf den Unternehmer, ſondern er anerkennk und formahlivt blos 
in concreten Fällen den Kraft des Geſetzes zuſtehenden Anſpruch) den Unter⸗ 
nehmer als den thatſächlichen Exproprianten an. 

15%) Eiſenbahn⸗Enteignungsgeſetz vom 18. Februar 1878, R. G. Bl. Nr. 30. 


meinnützigen Unternehmung von dem ihm allein 1%) zuſtehenden Expro⸗ 
priationsrechte Gebrauch mache. f Be 
Von einer Seite!“ wurde auch auf das Bedenfliche hingewieſen, 
welches darin liege, daß der Staat, wenn er ſtets als Expropriant im 
eigentlichen Sinne auftritt, auch verpflichtet ſei, für die vollſtändige Ent- 
ſchädigung zu garautiren, eine Verpflichtung, welche dem Staate eine un— 
gebührliche vaſt aufbürden würde, wenn die Enteignung zu Gunſten eines 
Privatunternehmens erfolgt. Dieſer Einwurf erſcheint aber nicht begründet; 
denn abgeſehen davon, daß das Subject des Enteignungsrechtes mit dem 
Subject der Eutſchädigungspflicht durchaus nicht identiſch ſein muß, erfüllt 
der Staat die ihm angenommen obliegende Pflicht, für die Eutſchädigung 
des Expropriaten Sorge zu tragen, in genügendem Maße dadurch, daß 
der Vollzug der Enteignung erſt dann geſtattet wird, wenn der ermittelte 
Entſchädigungsbetrag gerichtlich deponirt oder ſichergeſtellt iſt. 


Schluß folgt. 


Alittheilungen aus der Praxis. 

Ein Bevollmächtigter iſt zur Reeursführung legitimirt, ſobald die 
Thatſache der erfolgten Bevollmächtigung nachgewieſen iſt. 
Der Mangel einer ordnungsmäßigen Vollmacht genügt nicht zur 
Abweiſung des Necurjes wegen mangelnder Legitimation, ſondern 
iſt durch die Anweiſung zur Beibringung der Vollmacht zu beheben. 

Mit dem Erkenntniſſe der k. k. Bezirkshauptmannſchaft R. vom 
9. Juli 1889, Z. 3989, wurde über Anſuchen der Gebrüder R. ent- 
ſchieden, daß das Waſſerrecht der Geſuchſteller erloſchen ſei und dieſelben 
demnach dem Verbande der Waſſergenoſſenſchaft della roggia grande 
in R. nicht mehr angehören, ſohin auch zu den Koſten dieſer Genoſſen— 
ſchaft nicht beitragspflichtig ſeien. Gegen dieſen Beſcheid beſchloß die 
Genoſſenſchaft, welche gemäß ihres Statutes nach außen durch den 
Obmann und zwei Delegirte vertreten wird, in der Sitzung der Ge— 
noſſenſchaftsvorſtehung vom 18. Juli 1889 den Recurs zu ergreifen und 
mit der Ausführung desſelben den Advocaten Dr. B. zu betrauen. 
Dr. B. reichte auch in offener Friſt bei der k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft R. den Recurs ein, ohne aber eine ſpecielle ordnungsmäßig aus⸗ 
gefertigte Vollmacht der Genoſſenſchaft, beziehungsweiſe deren ſtatutariſchen 
Vertreter beizubringen. 

Die k. k. Statthalterei in J., an welche der inzwiſchen in Verſtoß 

gerathene Recurs erſt im Jahre 1897 zur Entſcheidung gelaugte, wies 
mit dem Erlaſſe vom 23. Juni 1897, Z. 21.635, den Recurrenten wegen 
mangelnder Recurslegitimation ab, weil zur Vertretung der Genoſſen— 
ſchaft nach den genehmigten Statuten der Obmann und zwei Delegirte 
berufen ſind, Dr. B. alſo, welcher eine ſpecielle Vollmacht dieſer Ge— 
noſſenſchafts-Functionäre nicht beibrachte, zur Einbringung des Recurſes 
nicht legitimirt war. 
Mit Erlaß vom 18. December 1897, Z. 23.743, fand das 
ii, Ackerbauminiſterium dieſe Eutſcheidung zu beheben und der k. k. Statt— 
halterei die meriloriſche Erledigung der Berufung aus nachſtehenden 
Gründen aufzutragen: 

„Aus den vorliegenden Acten, beziehungsweiſe aus dem Auszuge 
aus dem Sitzungsprotokolle der Vorſtehung der Genoſſeuſchaft vom 
18. Juli 1889 geht hervor, daß die Vorſtehung der Genoſſenſchaft be- 
ſchloſſen hat, gegen das Erkenntniß der k. k. Bezirkshauptmannſchaft R. 
vom 9. Juli 1889, Z. 3989, betreffend die Beitragspflicht der Ge- 
brüder R., den Recurs zu ergreifen und hiemit den Advocaten Dr. B. 
zu betrauen. Wenngleich Dr. B. dem von ihm namens der Genoſſen— 
ſchaftsvorſtehung eingebrachten Recurſe gegen dieſes Erkenntniß eine 
Special⸗Vollmacht gemäß § 1008 a. b. G. B. nicht beigelegt hatte, fo 
iſt doch deſſen Legitimation zur Beſchwerdeführung aus dem Auszuge aus 


6) Vergl. Eutſch. des Miniſteriums des Innern vom 23. September 1870, 
Ztſchr. f. V., 1871, Nr. 15 und die Entſch. des Miniſteriums des Innern vom 
24. Juni 1871, 3. 8565, und das Erk. des oberſten Gerichtshofes vom 6. Juli 
1871, 3.8281, Stiche. f. V. 1874, Nr. 37. 

2) Sieber, a. a. O., S. 123. In den diesbezüglichen Ausführungen Sieber's 
ſcheint ein Widerſpruch zu liegen, indem er einerſeits auf das Bedenkliche hinweist, 
für den Staat die Entſchädigungspflicht zu conſtituiren und andererſeits (in Polemik 
gegen Thiel, welcher dem Expropriaten den ſolventeſten Schuldner, nämlich den 
Staat gegenüberſtellen will) eine vollſtandige Garantie für den Expropriaten in 
der Anordnung der vorhergehenden Deponirung oder Sicherſtelluug des Ent⸗ 
ſchädigungsbetrages erblickt. Wenn dieſe Maßregel als genügende Garantie für 
den Expropriaten angeſehen wird, muß in ihr auch eine genügende Entlaſtung 
des Staates von ſeiner angeblichen Entſchädigungspflicht geſehen werden. 
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dein Sitzungsprolokolle der Genoſſenſchaftsvorſtehung vom 18. Juli 1889 

erſichtlich und wäre dieſer formelle Mangel durch Auweiſung des Ge 

nannten zur Beibringung der bezüglichen Vollmacht zu beheben geweſen.“ 
Zu 


Das Feſtnehmen von Gefällsübertretern liegt im Dienſtbereiche der 
k. k. Finanzwache und kommt es dabei nicht darauf an, ob der Ge- 
fällsübertreter (Schmuggler) den Finanzorgauen bekannt iſt oder 
nicht. Auf Vereitlung dieſer Maßregel abzielender gewaltſamer 
Widerſtand iſt nach 8 81 St. G. zu beſtrafen. 

Die von Misko B. erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das Ur 
theil des Kreisgerichtes in Spalato vom 29. April 1896, Z. 495 und 
94, welches denſelben des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit 
nach § 81 St. G. ſchuldig erkennt, wurde vom k. k. Caſſationshofe mit 
Eutſcheidung vom 11. December 1896, 3. 10.988, verworfen. 

Gründe: Unbegründet führt die Nichtigkeitsbeſchwerde aus, die 
Finauzwache habe nach dem Geſetze ihre Thätigkeit auf die den Gegen 
ſtand einer Gefällsübertretung bildende Waare zu beſchränken; zur Ver— 
haftung des Schmugglers zu ſchreiten habe ſie aber nur dann das Recht. 
wenn ſie denſelben nicht kenne, was hier nicht zutrifft; es liege daher 
gegebenen Falles keine Dienſtesverrichtung der Finanzwache vor und in 
den Bemühungen des Nichtigkeitswerbers, fich der Verhaftung zu ent 
ziehen, ſei nicht gewaltthätiger Widerſtand gegen die Dienſtverrichtung 
eines obrigkeitlichen Organes zu erkennen. Zunächſt iſt nicht zweifelhaft, 
daß es nicht vom Ermeſſen desjenigen, gegen den eine Amtshandlung 
gerichtet iſt, abhängen kann, zu beurtheilen, ob die Amtshandlung des 
behördlichen Organes dem Geſetze entſpricht; daß vielmehr, wenn er in 
dieſer Richtung eine von jener des behördlichen Organes verſchiedene 
Anſicht hat, das Mittel zu deren Geltendmachung in der Beſchwerde an 
die höhere Behörde, niemals aber in Gewaltanwendung gegen das ſeinen 
Dienſt ausübende behördliche Organ gelegen iſt. Aber auch darüber kann 
kein Zweifel beſtehen, daß die Dienſtverrichtung der Finanzwache im 
vorliegenden Falle durch die thatſächlichen Vorgänge im Zuſammenhalte 
mit den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften vollkommen gerechtfertigt 
war. Nach 8 269 der Verfaſſungs⸗ und Dienſtvorſchrift für die Finanz⸗ 
wache (§ 196 des für Dalmatten veröffentlichten Auszuges) gehört die 
Entdeckung und Ergreifung der Gefällsübertreter zu den wichtigſten Dienſt 
leiſtungen der Finanzwache, der im § 273 (§ 199 für Dalmatien) zur 
vorzüglichen Pflicht gemacht iſt, ſich nicht blos auf die Auhallung der 
Sache, mit welcher die Uebertretung begangen wird, zu beſchränken, 
ſondern den Thäter der Uebertretung zu ergreifen. Dieſer Pflicht ſind 
die Finanzorgane gegen den Nichtigkeitswerber, der im Tabakſchmuggel 
betreten wurde, nachgekommen. Die von der Nichtigkeitsbeſchwerde be- 
hauptete Beſchränkung des Nechtes der Fiuanzorgane auf Feſtuahme ihnen 
unbekannter Schmuggler hat im Geſetze keinen Halt; das Urtheil hat 
ſich daher mit der Feftſtellung gar nicht befaßt, ob die Finanzwache den 
Nichtigkeitswerber kannte oder nicht (der Finanzwachaufſeher Nicola S. 
hat übrigens bei der Hauptverhandlung erklärt, den Namen des Ange— 
klagten nicht gekannt zu haben). Lag es doch nach $ 133 (137 für Dal⸗ 
matien) der Wache ob, den Nichtigkeitswerber behufs Aufnahme der 
Thatbeſchreibung in ihre Kaſerne zu führen und damit die zur Einleitung 
des geſetzmäßigen Gefälls⸗ und Strafverfahrens nöthigen Vorkehrungen 
zu treffen. Da ſich der Nichtigkeitswerber der Aufforderung der Wache 
nicht fügte, vielmehr bemüht war, ſich ihr durch Flucht zu entziehen, fo 
erforderte die Vollziehung des gefällsamtlichen Dienſtes die zwangsweiſe 
Vorführung des Nichtigkeitswerbers. Es war ſomit die Nichtigkeitsbe 
ſchwerde zu verwerfen. 


Das im 87 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, 
erwähnte „In Verkehr bringen“ begreift jedes Verhalten, durch 
welches ein Zuſammentreffen mit erkrankten oder kraukheitsver⸗ 
dächtigen und geſunden Hausthieren herbeigeführt werden kaun. 

Der Caſſationshof verwarf mit Entſcheidung vom 26. November 
1897, Z. 11.182, die von Franz und Joſef F. erhobene Nichtigfetts- 
beſchwerde gegen das Urtheil des Kreisgerichtes in Neutitſchein vom 
30. Juli 1897, Z. 3368, welches die Beſchwerdeführer des in den 
SS 7 und 26 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, 
und im Art. 1, § 45, Z. 2 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. 
Nr. 51, bezeichneten Vergehens aus dem Grunde ſchuldig erkennt, weil 
ſie ihr mit Maul- und Klauenſeuche behaftetes Vieh auf allen ihr 
Gehöfte umgebenden Feldern und Wieſen weiden ließen und dadurch 
verſchuldeten, daß auch fremdes Vieh angeſteckt wurde. 


Gründe: Der Nichtigkeitsbeſchwerde der Angeklagten kann auch, 
iuſoferne ſelbe unter Anrufung der Z. 9a des § 281 St. P. O. den 
Schuldſpruch wegen Abgang des Thatbeſtandes anficht, Berechtigung 
nicht zuerkannt werden. Der Beſchwerde liegt die Auſchauung zugrunde, 
daß bei der Maul- und Klauenſeuche unter dem Ausdrucke „in Verkehr 
bringen“ nur die Veräußerung wirklich kranker Thiere, nicht aber auch 
der übliche Weidetrieb verſtanden werden könne. Die Rechtsirrthümlich— 
keit dieſer Anſchauung ergibt ſich jedoch nicht nur aus dem Sprach— 
gebrauche des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, welches, 
wie aus vielen Stellen desſelben — fo insbeſonders den SS 8 und 20 — 
und aus der Vollzugsvorſchrift zu § 7 hervorgeht, den Begriff des „in 
Verkehr bringen“ im Sinne von „in Berührung bringen“ oder als 
Herbeiführen des „Zufammentreffens von Vieh“ auffaßt, ſondern auch 
aus der Tendenz des Thierſeucheugeſetzes, der gemäß kranke Thiere behufs 
Vermeidens der Weiterverbreitung der Krankheit mit geſunden Thieren 
nicht in Berührung zu kommen haben. Nur in dieſem Sinne kann 
daher der auch im § 26 eit. Geſetzes gebrauchte Ausdruck „Verkehr“ 
verſtanden werden, wie ſich dies übrigens auch aus dem dieſe Geſetzes— 
ſtelle betreffenden Theile der Vollzugsvorſchrift unzweifelhaft ergibt. 

Bei Abgang des geltend gemachten Nichtigkeitsgrundes war daher 
die Nichtig keitsbeſchwerde zu verwerfen. 


Notiz. 


(Das Recht der Minoritäten.) Hierüber ſpricht ſich Profeſſor 
Dr. Georg Jellinek in einem in der juriſt. Geſellſchaft in Wien gehaltenen Vor: 
trage in folgender Weiſe aus: 

Der ganze Gedanke der Mehrheitsentſcheidung beruht auf der Vorſtellung 
durchgängiger Einheit des Volkes. Die naturrechtlich-demokratiſche Idee der völlig 
gleichwerthigen Individuen liegt dieſer Anſchauung zugrunde. Unter gleichwerthigen 
Individuen kann es aber vernünftigerweiſe kein anderes Entſcheidungsmittel 
geben als die Größe der Zahl. Unfere parlamentariſchen Einrichtungen beruhen 
nun, wenigſtens ſoweit es ſich um Entſcheidungen innerhalb einer Kammer handelt, 
auf dem Gedanken der Gleichwerthigkeit. Da jedes Parlamentsmitglied als Ver⸗ 
treter des ganzen Volkes betrachtet wird, ſcheinen Werthunterſchiede unter dieſen 
Repräſentanten undenkbar. Dem Gedanken widerſpricht keineswegs das Daſein 
verſchiedener Parteien, der parteimäßigen Politik, die in den Parlamenten überall 
betrieben wird, denn es legt nun einmal im Weſen des Menſchen, daß er 
ſtaatliche Dinge nur unter beſtimmten Geſichtspunkten anſehen kann, die anderen 
nothwendig fremd bleiben. Aus der Vogelperſpective könnte nur ein in den 
Lüften ſchwebendes und daher zu praktiſchem Handeln nicht geeignetes Weſen 
die politiſche Welt betrachten. Aber alle rein politiſchen Parteien ſind ihrem 
Weſen nach fluctuirend, ſie wechſeln an Zahl, Stärke und Bedeutung, ſie wachſen 
und fie vergehen. Wer heute conſervativ iſt, kann morgen gemäßigt⸗liberal, wer 
liberal iſt, nächſtens radical ſein. Daher kann bei rein politiſcher Parteigliederung 
die Minderheit von heute die Mehrheit vou morgen ſein. Ein Volk, daß nur 
politiſche Gegenſätze kennt, kann daher dem Majoritätsprincip den weiteſten 
Spielraum einräumen. Der ausgezeichnete Kenner der modernen Demokratie 
James Bryce erörtert die Frage nach dem Rechte der Minoritäten und kommt 
zu dem Reſultate, ihr Recht beſtünde darin, daß ſie den Verſuch machen dürfen, 
Majorität zu werden. Alle neuen Parteien haben als Minorität begonnen, ihr 
vernünftiges Ziel ſei ſtets, durch Agitation und Ueberredung die öffentliche 
Meinung zu gewinnen und ſo ſchließlich die Herrſchaſt zu erringen. Ein anderes 
dauerndes Recht für eine Minorität ſei aber undenkbar. Alle dieſe Sätze aber ruhen 
auf der Vorausſetzung, daß das Volk politiſch eine innere Einheit ſei; nur in 
ein er ſolchen iſt ein derartiges Wachſen und Fluctuiren der Parteien möglich. 
Ganz anders aber da, wo Gegenſätze vorhanden ſind, die ein Volk ein⸗ für alle⸗ 
mal ſcheiden, ſo daß jene Vorausſetzung der Gleichwerthigkeit der Individuen 
hinfällig wird. Solche Gegenfätze ſind aber früher in erſter Linie die religiöſen 
geweſen. So lange religiöſe Fragen den Charakter von politiſchen annahmen, 
hat ſich überall energiſcher Proteſt gegen das Majoritätsprincip erhoben. Majori⸗ 
ſiren in veligiöfen Fragen wurde niemals als rechtmäßig, ſondern als Ausdruck 
brutaler Gewalt angeſehen. In beſonders prägnanter Weiſe hat ſich die Ver⸗ 
werfung des Majoritätsprincips in veligiöfen Dingen in Deutſchland nach dem 
dreißigjährigen Kriege gezeigt. Die Majorifirung in religiöſen Fragen war im 
Reichsrathe unzuläſſig, da entſchied die amicabilis compositio zwiſchen beiden 
Religionsparteien, und wenn die Parteien irgend eine wenn auch nicht mit der 
Religion in Berbindung ſtehende Angelegenheit als Corporationsſache erklärten, 
ſo theilte ſich der Reichsrath in das Corpus Catholicorum und das Corpus Evan- 
gelicorum. Es wurde bei einer ſolchen itio in partes nach confeſſionellen Curien 
abgeſtimmt, wodurch die an Zahl geringeren Proteſtanten dasſelbe Gewicht wie 
die Katholiken bekamen. 

Solche Gegenſätze ſind aber heute die nationalen. Nationale Parteien 
können niemals als organiſche Erſcheinung innerhalb eines Volkes auftreten. 
Jenes Fluctuiren und Wechſeln, das die rein politiſchen Parteien auszeichnet, 
iſt bei ihnen gänzlich ausgeſchloſſen. Der Deutſche von heute kann nicht der 
Slave von morgen fein. Gleich den veligiöfen Parteien find nationale ein- für 
allemal ſeſt umgrenzt. Wo nationale Gegenſätze in einer Legislatur von erheb⸗ 
licher Bedeutung ſind, wird jedes Majoriſiren in nationalen Dingen als Bruta⸗ 
liſtrung empfunden. Die Lehre, daß, wie in anderen, jo auch in nationalen 
Fragen die Mehrheit zu entſcheiden habe, iſt nichts anderes, als die in der 
Politik ſo häufig vorkommende Deduction aus ungenügenden Prämiſſen. Es wird 
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nämlich die für das Majoritätsprincip nothwendige innere politiſche Einheit des 
geſammten Volkes in einem Punkte vorausgeſetzt, in welchem ſie nicht enthalten 
ſein kann. Das iſt ein Fall des alten verderblichen Doctrinarismus, der für alle 
Staaten und alle Parlamente nur eine Schablone anerkennen will. Er gehört 
zu den Dogmen jener naturrechtlichen Politik, die unerbittlich Glauben verlangt 
und den verketzert, der ihren oden Gemeinplätzen die Anerkennung verſagt. Der 
Satz: „Mehrheit ſoll herrſchen“ ging hervor aus der naturrechtlichen Anſchauung 
der abſolut gleichen Menſchen. Was für das abſolute Gleiche gilt, kann aber 
nicht für das abſolut Ungleiche Geltung beanſpruchen. Hier allerdings hört die 
Theorie auf und wir ſtehen vor einem ſchwierigen Problem der praktiſchen 
Politik, vor einem Problem, das nirgends ſo dringend eine Löſung verlangt wie 
in Oeſterreich In anderen Staaten mit nationalen Minoritäten genügen Schub: 
mittel für die Minderheit in der Juſtiz und in der Verwaltung. In Oeſterreich 
aber fragt es ſich mehr, als in jedem anderen Staate, um die Rechte nationaler 
Minderheiten in den geſetzgebenden Collegien. Ob die Löſungen, die bisher 
anderswo dem Problem des Minoritätsſchutzes in Vertretungskörpern gegeben 
worden find: Aufnahme der den Streit hindernden Principien in die mik den 
erſchwerenden Aenderungsformen ausgeſtattete Verfaſſung, fowie Einführung von 
Curiatvoten in die Legislatur, imſtande ſind, gedeihlich durchgeführt zu werden, 
und — wenn durchgeführt — alle Conflicte zu löſen, mag dahingeſtellt bleiben. 
Worin aber kann allein ein Recht der Minorität beſtehen? Sie kann nichts 
ſchafſen, das iſt klar. Es wäre die verkehrte Welt, wollte man innerhalb einer 
Kammer oder Volksgemeinde das Votum der Minderheit hoher werthen, als das 
der Mehrheit. Wohl aber kann ſie ſich dadurch ſchützen, daß ihr die Macht gegeben 
wird, zu hindern. Das Veto iſt die ſtarke Waffe, die allein einer Minderheit 
in die Hand gedrückt werden kann. Selbſt da, wo nicht Parlamentswille, ſondern 
Monarchenwille die höchſte und letzte Entſcheidung im Staate hat, kann dieſer 
Wille an den Mehrheitsbeſchlüſſen der Kammer nichts ändern, er kann nichts 
ſchaffen, ſondern nur hindern. Das engliſche Oberhaus pflegte früher den Be⸗ 
ſchluſſen der Gemeinen mit der Formel entgegenzutreten: „Nolumus leges Angliae 
mutari.“ Diefes Nolumus iſt die Rüſtung, mit der eine Verfaſſung Minoritäten 
bewehren kann, doch muß dieſes allgemeine Princip überall für den einzelnen 
Fall ſpecialiſirt werden. Wie groß die Minorität ſein muß, um dieſes Recht zu 
erhalten, und unter welchen Bedingungen ſie es ausüben kann, iſt ſtets Sache 
der concreten Entſcheidung. Diele hat aber ſtets anch die Bedürfniſſe der Gefammt— 
heit mit in Betracht zu ziehen, um zu verhindern, daß nicht jenes Veto miß⸗ 
braucht werde, um eine gedeihliche Fortentwicklung aller ſtaatlichen Verhältniſſe 
zu verhindern. Denn darin liegt ja die große Schwierigkeit aller Probleme der 
praktiſchen Politik, daß mit jedem Rechte, welches gewährt wird, auch gegen deſſen 
möglichen Mißbrauch geſorgt werden muß. ö 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben die Bezirkshauptmänner Dr. 3 Schedle und 
Heinr. Wojasek zu Statthaltereiräthen bei der Statthalterei in Prag ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Emannel Schmatt in Prag 
den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes tarfıei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Polizeirathe der Prager Poltzeidirection Karl 
Krikawa den Titel und Charakter eines Regierungsrathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe im Finanzminiſterium Leopold 
Gall anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes und dem Rechnungsrathe daſelbſt Moriz Marchand aus dem gleichen 
e den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes, beiden taxfrei, 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrathe Franz Retzer und dem Hof: 
ne 73. Hoffmann das Ritterkreuz des Franz Jofef-Ordens 
verliehen. 

Der Erſte Oberſthofmeiſter hat den Hofzehrgaden⸗Verwalter Fz. Hoffmann 
zum Rechnungrathe im Oberſthofmeiſteramte ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Polizei⸗Obercommiſſär der Polizeidirection in Wien Ferd. Freiherrn Gorup 
v. Beſänez zum Polizeirathe ernannt. Kr 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirksarzt Dr. Stanisl. Sterger zum Ober⸗Bezirksarzte in Krain ernannt. 

Der Minifterpräfident hat den Official Karl Weber zum Hilfsämter: 
Directionsadjuneten im Miniſterrathspräſidium ernannt. 


Erledigungen. 


Proviſoriſche Bezirkscommiſſärsſtelle, event. proviſoriſche Statt: 
halterei⸗Concipiſtenſtelle bei der politiſchen Verwaltung im Küſtenlande 
bis 15. April. (Amtsblatt Nr. 77.) 

Statthalterei-Concipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe und 
mehrere Conceptspraktikantenſtellen mit je 600 fl. Adjutum, bezw. 
500 fl. Adjutum jährlich bei der politiſchen Verwaltung in Dalmatien bis 
26. April. (Amtsblatt Nr. 77.) 

Landſchaftliche Thie rarztensſtelle in Taxenbach mit 600 fl. Jahres⸗ 
gehalt bis 31. Mai (Amtsblatt Nr. 77.) 5 

Aichmeiſtergehilfenſtelle beim k. k. Aichamte in Brünn in der 
XI. Rangsclaſſe bis Ende April. (Amtsblatt Nr. 78.) 


D Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 29 und 30 der Erkenntniſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


